
Prävention von Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung 
in Österreich

Die Sorgfaltspflichten des Finanzmarkt-
Geldwäschegesetzes (FM-GwG) unter  
Berücksichtigung des KYCC-Prinzips

Finanz Colloquium Heidelberg, 2023



Zitiervorschlag:
Pawlik, Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung in Österreich, S. XX.

ISBN:	 978-3-95725-997-4
© 2023	 Finanz Colloquium Heidelberg GmbH
	 Im Bosseldorn 30, 69126 Heidelberg
	 www.FCH-Gruppe.de 
	 info@fch-gruppe.de
Satz:	 MetaLexis, Niedernhausen
Druck:	 VERLAGSDRUCKEREI SCHMIDT, Neustadt an der Aisch



Prävention von Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung 

in Österreich
Die Sorgfaltspflichten des Finanzmarkt-
Geldwäschegesetzes (FM-GwG) unter  

Berücksichtigung des KYCC-Prinzips

Dr. Andreas Pawlik
Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung

Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA)

Finanz Colloquium Heidelberg, 2023



Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung  
in Österreich� 9

Über den Autor� 9

Abkürzungsverzeichnis� 10

Vorwort� 13

A.	 Definition der Geldwäscherei sowie Terrorismusfinanzierung� 15

I.	 Geldwäscherei� 15

II.	 Terrorismusfinanzierung� 16

B.	 Entwicklung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung� 18

I.	 Die Financial Action Task Force (FATF)� 18

II.	 Die 1. EG-Geldwäscherichtlinie� 19

III.	 Die 2. EG-Geldwäscherichtlinie� 20

IV.	 Die 3. EU-Geldwäscherichtlinie� 20

V.	 Die 4. EU-Geldwäscherichtlinie� 21

1.	 Finanzmarkt-Geldwäschegesetz  
(FM-GwG)� 22

2.	 Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG)� 23

VI.	 Die 5. EU-Geldwäscherichtlinie� 26

1.	 Allgemeines� 26
2.	 Virtuelle Währungen� 26

VII.	 Ausblick: Die 6. EU-Geldwäscherichtlinie und die Einrichtung der AMLA�29

VIII.	 Sonstige relevante Gesetze und Verordnungen� 30

1.	 Die EU-Geldtransfer-Verordnung� 31
2.	 Die EU-Barmittel-Verordnung� 32
3.	 Die EU-Delegierte-Verordnung� 33



C.	 Rundschreiben der Finanzmarktaufsicht� 35

I.	 FMA-Rundschreiben „Risikoanalyse“� 36

II.	 FMA-Rundschreiben „Meldepflichten“� 36

III.	 FMA-Rundschreiben „Interne Organisation“� 37

IV.	 FMA-Rundschreiben „Sorgfaltspflichten“� 37

D.	 Geldwäschereibeauftragte (GWB)� 39

E.	 Risikoanalyse� 42

I.	 Risikoanalyse auf Unternehmensebene� 43

1.	 Kundinnenstruktur� 43
2.	 Länder/geographische Gebiete� 44
3.	 Produkte/Dienstleistungen� 46
4.	 Transaktionen� 46
5.	 Vertriebskanäle� 46
6.	 Sonstige neue oder sich entwickelnde Technologien� 47
7.	 Risikobewertung� 47

II.	 Risikoanalyse auf Einzelkundinnenebene� 47

F.	 Sorgfaltspflichten gemäß Finanzmarkt-Geldwäschegesetz� 50

I.	 Feststellung und Überprüfung der Identität der Kundin� 52

II.	 Feststellung und Überprüfung der Identität der wirtschaft
lichen Eigentümerin� 55

III.	 Zweck und Art der Geschäftsbeziehung� 61

IV.	 Informationen über die Herkunft der eingesetzten Mittel� 62

V.	 Treugeberin und Treuhänderin� 65

VI.	 Kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung� 66

1.	 Indizienmodell� 68
a)	 Prüfszenarien� 69
b)	 Schwellenwerte� 69



2.	 Manuelle Kontrollen� 69
3.	 Prüfung der Mittelherkunft� 70

VII.	 Aktualisierung von Geschäftsbeziehungen� 71

VIII.	 Anwendung von verstärkten Sorgfaltspflichten� 72

1.	 Drittländer mit hohem Risiko� 73
2.	 Korrespondenzbankbeziehungen� 74
3.	 Politisch exponierte Personen (PEP)� 76

G.	 Erstattung von Verdachtsmeldungen� 78

H.	 KYCC – Know Your Customer’s Customer� 83

I.	 Definition von KYCC� 83

II.	 Umsetzung der 4. und 5. EU-Geldwäscherichtlinie in  
nationales Recht� 84

1.	 Ziel und Zweck der EU-Geldwäscherichtlinien� 84
2.	 Allgemeines zur Umsetzung der EU-Geldwäscherichtlinien� 85
3.	 Beurteilung der fristgerechten Umsetzung der 4. und 

5. EU-Geldwäscherichtlinie� 86
4.	 Beurteilung der vollständigen Umsetzung der 4. und 

5. EU-Geldwäscherichtlinie� 86
a)	 Art. 13 Abs. 1 lit. d der 4. bzw. 5. EU-Geldwäscherichtlinie� 87
b)	 Art. 18 Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 der 5. EU-Geldwäscherichtlinie� 89
c)	 Art. 18 Abs. 2 der 5. EU-Geldwäscherichtlinie� 90
d)	 Art. 18a Abs. 1 lit. c der 5. EU-Geldwäscherichtlinie� 91
e)	 Art. 20 lit. b der 5. EU-Geldwäscherichtlinie� 92

III.	 Ausführungen der Financial Action Task Force (FATF)� 92

IV.	 Nationale KYCC-Grundlagen� 93

1.	 Gesetzliche Grundlagen� 93
2.	 Umfang der Anwendung von KYCC-Maßnahmen� 93

a)	 Berücksichtigung der Risikoeinstufung der Kundin� 95
b)	 Berücksichtigung des Transaktionsverhaltens der Kundin� 96
c)	 Berücksichtigung von konkreten Geschäftsbeziehungen� 97

3.	 Konsequenzen bei Nichterhalt der Unterlagen von Dritten� 98



4.	 Grundrechtliche Überlegungen und Datenschutz� 101
a)	 Allgemeines zu Grundrechten� 101
b)	 Grundrecht auf Datenschutz� 102

V.	 Rechtsauffassung der Aufsichtsbehörde� 106

VI.	 KYCC in Judikatur und Praxis� 107

1.	 Judikatur� 107
2.	 Praxis� 108

VII.	 Anwendungsbereiche von KYCC� 110

1.	 Immobilienverkäufe� 110
2.	 Schenkungen� 112
3.	 Warenlieferungen� 113

I.	 Zusammenfassung� 116

Literaturverzeichnis� 118

Judikaturverzeichnis� 131

Bundesverwaltungsgericht� 131

Europäischer Gerichtshof� 131

Unabhängiger Verwaltungssenat� 131

Verfassungsgerichtshof� 131

Verwaltungsgerichtshof� 131

Oberster Gerichtshof� 131





Pawlik

9www.FCH-Gruppe.de
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Die Sorgfaltspflichten des Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes 
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Die Einhaltung der Sorgfaltspflichten hin-
sichtlich der Prävention von Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung stellt eine der 
größten Herausforderungen für Kredit- und 
Finanzinstitute dar. Gerade in den letzten 
Jahren ist die Bedeutung der Prävention von 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung 
sowohl international als auch national stetig 
gestiegen.

Auf europäischer Ebene kommt es zu fort-
laufenden Veröffentlichungen von Richt-
linien (und zukünftig Verordnungen) zur 
Prävention von Geldwäscherei und Terro-
rismusfinanzierung, welche nachfolgend 
durch die jeweiligen Mitgliedstaaten umzu-
setzen sind. Zusätzlich gibt es, insbesondere 
in den letzten Jahren, immer mehr interna-
tionale als auch nationale Entscheidungen 
von (Verwaltungs-)Gerichten, die die Wich-
tigkeit der Einhaltung der Sorgfaltspflichten 
hinsichtlich der Prävention von Geldwäsche-
rei und Terrorismusfinanzierung hervorhe-
ben und bei Verstößen äußerst hohe Straf-
zahlungen gegen Kredit- und Finanzinstitute 
verhängen. Ergänzend haben Entscheidun-
gen über Strafzahlungen, die gegebenenfalls 
von den nationalen Aufsichtsbehörden auch 
veröffentlich werden können, in der Regel 
auch großen Einfluss auf die Reputation 
eines Kredit- und Finanzinstituts.

Aus den genannten Gründen sind Kredit- 
und Finanzinstitute sehr darauf bedacht, 
die Anforderungen an die Prävention von 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzie-
rung strikt einzuhalten und die zustän-
1	 Dieser Leitfaden ist im generischen Femininum geschrieben. Die ausschließliche Verwendung der weiblichen Form ist ge-

schlechtsunabhängig zu verstehen.

digen Abteilungen im Unternehmen mit 
entsprechend fähigen Mitarbeiterinnen1 
auszustatten. 

Auf Grund meiner langjährigen Erfahrungen 
im Bereich der Prävention von Geldwäsche-
rei und Terrorismusfinanzierung möchte ich 
mit diesem Handbuch sämtlichen Verpflich-
teten des Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes 
(FM-GwG) einen Leitfaden zur Verfügung 
stellen, der einen praxisorientierten Über-
blick über die geltenden Bestimmungen im 
Bereich der Prävention von Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung ermöglicht.

Einleitend wird vertiefend auf die histori-
schen Entwicklungen der Prävention von 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzie-
rung, unter Bezugnahme auf die Erkennt-
nisse der Financial Action Task Force (FATF), 
eingegangen. In diesem Zusammenhang 
wird sowohl auf die nationalen Entwicklun-
gen als auch die europäischen Bemühun-
gen näher eingegangen, um aufzuzeigen, 
dass es unabdingbar ist, dass eine wirksame 
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terro-
rismusfinanzierung nur auf gesamteuropä-
ischer Ebene möglich ist und keinesfalls von 
einzelnen Mitgliedstaaten alleine erreicht 
werden kann. 

Insbesondere bei der Erörterung der nati-
onalen Rechtsvorschriften werden auch 
die unterschiedlichen Rundschreiben der 
Finanzmarktaufsicht als zuständige natio-
nale Aufsichtsbehörde behandelt, da die 
Rundschreiben wesentlich zur Auslegung 

Vorwort
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der einzelnen Rechtsnormen beitragen und 
Verpflichteten so aufgezeigt wird, welche 
Erwartungshaltung die Aufsichtsbehörde 
hinsichtlich der einzuhaltenden Bestimmun-
gen zur Prävention von Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung hat.

In einem weiteren Schritt wird, neben den 
Aufgaben und Befugnissen einer Geldwä-
schereibeauftragten, detailliert auf die 
Risikoanalyse sowohl auf Unternehmens- 
als auch Einzelkundinnenebene eingegan-
gen. Durch eine ausführliche Risikoanalyse 
auf Unternehmensebene ist ein Kredit- und 
Finanzinstitut im Stande, das eigene Risiko 
unter Berücksichtigung aller notwendigen 
Risikovariablen entsprechend einzuschät-
zen und geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen, um nicht für Zwecke der Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung missbraucht 
zu werden. Bei der Risikoanalyse auf Ein-
zelkundinnenebene wird jeder Kundin unter 
Berücksichtigung bestimmter Risikovariab-
len eine konkrete Risikostufe zugewiesen. 
Nachfolgend wird ausführlich auf die ein-

zelnen Sorgfaltspflichten des Finanzmarkt-
Geldwäschegesetzes (FM-GwG) sowie auf 
das Thema der Meldepflichten eingegangen.

Als letzten Abschnitt behandle ich das Thema 
der risikobasierten Einholung von KYCC-Infor-
mationen (Know Your Customer’s Customer). 
Das KYCC-Prinzip besagt im Wesentlichen, 
dass es im Einzelfall zur Plausibilisierung der 
Vermögensherkunft, sowohl bei der Begrün-
dung als auch im Verlauf einer Geschäftsbe-
ziehung mit einer Kundin, risikobasiert erfor-
derlich sein kann, die Geschäftspartnerinnen 
bzw. Vertragspartnerinnen einer Kundin 
einer kritischen Prüfung zu unterziehen und 
gegebenenfalls Informationen sowie Unter-
lagen zu diesen einzuholen.

Abschließend möchte ich darauf hinwei-
sen, dass die Ausführungen dieses Buches 
ausschließlich die persönliche Meinung des 
Autors wiedergeben.

Wien, im April 2023
Dr. Andreas Pawlik


